Schulaufsicht für die Stadt Wuppertal
Hinweise für Schulleitungen GS zur Beantragung 
von Verfahren gemäß  AO-SF  
Die Erziehungsberechtigten stellen über die allgemeine Schule einen Antrag auf  Eröffnung des Verfahrens zur Feststellung des sonderpädagogischen Unterstützungsbedarfs (§11,1 AO-SF). Dies ist grundsätzlich zu jedem Zeitpunkt möglich, sollte jedoch mit Wirksamkeit zum jeweils neuen Schuljahr nicht nach dem 15.2. erfolgen!

	Aufgaben der Schule im Rahmen der Schulanmeldungen
· Beratung der Erziehungsberechtigten über die individuelle, präventive Förderung und ggf. sonderpädagogische Unterstützung (GS mit GL) in der Schuleingangsphase (1 – 3 Jahre) und Erfassung der Voraussetzungen des Kindes 
· Individuelle Fördermaßnahmen entsprechend der pädagogischen Bedarfe des Kindes

· Überprüfung der Entwicklungsfortschritte und Fortschreibung der Fördermaßnahmen

· Elternberatung zur Unterstützung der pädagogischen, ggf. sonderpädagogischen  Fördermaßnahmen 

· Kurzdiagnostik (z.B. durch Screeningverfahren)
· Zusammenfassung, Dokumentation und Interpretation der erhobenen Daten

· Beratung und Information der Eltern zum AO-SF
· Verfahrensablauf

· Förderschwerpunkt/e

· Bildungsgang

· Förderort: Die allgemeine Schule mit Gemeinsamen Lernen ist der Regelförderort, die Förderschule ist alternativ möglich.
· Sonderpädagogische Unterstützungsmaßnahmen an GS mit GL sind unabhängig vom festgestellten Förderbedarf bezogen auf §4, AOSF.
· Erstellung eines Berichtes zur  Antragsbegründung und Sammlung notwendiger Dokumente, die auch die Erziehungsberechtigten beibringen (KiTa, SPZ-Berichte oder weitere Gutachten). 
Alle Daten werden aus Gründen der Lesbarkeit über den PC verschriftlicht.

	Anträge zur Eröffnung eines  AO-SF  für alle Förderschwerpunkte 

Alle Daten werden aus Gründen der Lesbarkeit über den PC verschriftlicht.

· Der Bericht der Schule enthält bei Schulneulingen

· Antrag der Erziehungsberechtigten

· Schulinterne Datensammlung (Kurzdiagnostik, Schulspiel, erweiterte Bildungsdokumentation der KiTA …)
· Dokumentation und Bewertung der erhobenen Daten
· Der Bericht der Schule enthält bei allen übrigen Anträgen zusätzlich
· Die Darstellung der Stärken und Problematik des Kindes in  der Schule 
· Einen Überblick über die spezifische (präventive) Förderung ggf. durch Unterstützung des/der Sonderpädagogen/in
· Dokumentierte Beobachtungen
· Einsatz und Auswertung von Screening Verfahren 
· Fördermaßnahmen bezogen auf den festgestellten Bedarf (Förderplan des letzten Schulhalbjahres)
· Ergebnisse der Förderung / Fortschreibung

· Allen Berichten wird  darüber hinaus in Kopie beigefügt
· das Schülerstammblatt
· das Schulärztliche Gutachten 

· alle Zeugnisse des Kindes 

· weitere, für die Entscheidung bedeutende Unterlagen  von  Therapeuten, 
Ärzten, SPZ,...
Die Schulleitung prüft im Vorfeld, ob die Voraussetzungen für die Eröffnung eines Verfahrens gegeben sind (das Datenmaterial – wie Zeugnisse, Therapieberichte, Arztunterlagen etc. -  zu dem jeweiligen Kind entspricht dem vermuteten Förderschwerpunkt gemäß AOSF).

Bei Beauftragungen von Gutachten zum Förderschwerpunkt Lernen prüft die Schulleitung, ob die Voraussetzungen für ein verkürztes Verfahren gegeben sind.



	Die AOSF-Anträge sollten bis zum 15. Februar des jeweiligen Jahres im Schulamt eingehen, um die Bearbeitung mit Wirksamkeit zum neuen Schuljahr gewährleisten zu können. Die (in Ausnahmefällen notwendigen) Anträge für Viertklässler müssen vor den Herbstferien im Schulamt vorliegen, um im Koordinierungsverfahren für den Übergang Berücksichtigung finden zu können.

	Gutachten zur Feststellung des Bedarfes an  sonderpädagogischer Unterstützung 
· Der/die SchulleiterInnen der beiden beauftragten Schulen tragen die Verantwortung für eine abgestimmte und zeitlich angemessene Durchführung des Verfahrens. Bei Verzögerungen (z.B. aufgrund von Erkrankung) beauftragt  die Schulleitung eigenständig eine andere Kollegin / einen anderen Kollegen mit der Gutachtenerstellung.
· Die Erstellung des Gutachtens erfolgt auf der Grundlage der Daten der Grundschule, der spezifischen Diagnostik der Sonderpädagogik und der Gespräche mit den Erziehungsberechtigten in einem dialogischen Prozess.

· Für die Sonderpädagogin / den Sonderpädagogen beinhaltet dies den Auftrag, eine vertiefende Diagnostik bezogen auf die Problematik des Kindes zu liefern. Das bedeutet:

· Die gewählten Testverfahren und die Auswertung der Ergebnisse beziehen sich  deutlich auf den vermuteten Förderschwerpunkt.

· Die Diagnosedaten und die Ergebnisse der Fördermaßnahmen der Grundschule werden im Gutachten berücksichtigt. 

· Es werden sonderpädagogische Fördermaßnahmen vorgeschlagen und  konkret beschrieben. 
· Bei dem vermuteten Förderschwerpunkt Lernen kann das Verfahren verkürzt werden: Auf der Grundlage der vorliegenden Dokumente und dem Bericht der Grundschule erfolgt eine Intelligenzdiagnostik. Die Auswertung und Interpretation dieser geschieht im Gesamtkontext aller vorliegenden Daten im Rahmen eines Kurzberichtes.
· Die Beratung der Erziehungsberechtigten hinsichtlich des Förderschwerpunktes ist dokumentiert.

· Den Erziehungsberechtigten wird die Allgemeine Schule mit Gemeinsamen Lernen als Regelförderort vorgestellt, alternativ ist die Förderschule möglich.
· Der/die Grundschullehrer/in stellt sicher, dass die bisherigen Diagnosedaten und die Ergebnisse der Fördermaßnahmen in dem Gutachten Berücksichtigung finden. 

· Der/die Schulleiter/in steht in Mitverantwortung zur Einhaltung der Fristen bei der Gutachtenerstellung und prüft zum Abschluss die Vollständigkeit, inhaltliche Plausibilität und formale Korrektheit des Gutachtens (vgl. Checkliste). 
· Die Beratung der Erziehungsberechtigten erfolgt durch das Gutachterteam und bezieht sich auf die Ergebnisse der Diagnostik, den empfohlenen  Fördermaßnahmen, die sonderpädagogische Unterstützung sowie das wohnortnahe Beschulungsangebot (allgemeine und Förderschule). Auf Wunsch ist den Erziehungsberechtigten Einsicht in das Gutachten zu gewähren. Den Erziehungsberechtigten ist deutlich zu machen, dass das Gutachterteam Empfehlungen für die zuständige Schulaufsicht formuliert, keine Entscheidungen, diese obliegen der Schulaufsicht.

Damit ist Beratungsauftrag  abgeschlossen.

	Entscheidung über und Umsetzung der sonderpädagogischen Unterstützung
· Gemäß § 14 AO-FS entscheidet die Schulaufsicht über den Bedarf an sonderpädagogischer Unterstützung, teilt die Entscheidung den Eltern mit und begründet diese. Die beteiligten Schulen erhalten eine Kopie der Entscheidung. In Fällen der Abweichung der Entscheidung der Schulaufsicht von der Empfehlung der Gutachter/innen erfolgt in der Regel eine Kontaktaufnahme oder eine kurze Begründung für die meldende Schule.
· Weitere Beratungen der Schule können sich ausschließlich auf die geplante weitere Förderung des Kindes beziehen.
· Mit Bescheid über die Notwendigkeit einer sonderpädagogischen Förderung schlägt die Schulaufsicht den Erziehungsberechtigten die wohnortnächste Grundschule mit GL vor, an der das Kind aufgenommen werden kann.

· Melden die Eltern ihr Kind nicht an der vorgeschlagenen, sondern an einer anderen Schule des Gemeinsamen Lernens an, so entscheidet die Schulleitung über die Aufnahme des Kindes auf der Grundlage der Klassenfrequenzrichtwerte. Darüber hinaus muss die Schulleitung vor Aufnahme des Kindes die Zustimmung der Schulaufsichtsbehörde und des Schulträgers einholen.

· Abweichend davon können die Erziehungsberechtigten für ihr Kind eine Förderschule wählen und es dort anmelden.
· Die Schulleitung stellt sicher, dass das Kind ggf. an einer anderen Schule angemeldet wird und teilt dies per Fax dem Schulamt mit (s. Rückmeldebogen).
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